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Entscheidungsdatum

25.08.2015
Norm

VWGG 830 Abs2
VWGG 830a Abs3
1. VWGG 8§ 30 heute

2. VwGG § 30 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
3. VwWGG § 30 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
4. VwGG 8§ 30 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwGG § 30 gultig von 01.08.2004 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
6. VWGG § 30 gultig von 05.01.1985 bis 31.07.2004
1. VWGG 8 30a heute
2. VwGG § 30a guiltig ab 21.07.2023 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 88/2023
3. VwGG § 30a giltig von 01.07.2021 bis 20.07.2023 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwGG 8§ 30a gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
Spruch
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD, tber den Antrag von XXXX, XXXX und
XXXX der gegen die Erkenntnisse des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27.07.2015, Zlen. G307 1317122-2/3E, G307
1317126-2/3E, G307 2110429-1/3E, erhobenen aullerordentlichen Revision die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD, Uber den Antrag von
romisch 40, romisch 40 und romisch 40 der gegen die Erkenntnisse des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27.07.2015,
Zlen. G307 1317122-2/3E, G307 1317126-2/3E, G307 2110429-1/3E, erhobenen auBerordentlichen Revision die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, beschlossen:

Der aullerordentlichen Revision wird gemal3 § 30 Abs. 2 iVm8 30a Abs. 3 VwGG die aufschiebende Wirkung nicht
zuerkannt.Der auflerordentlichen Revision wird gemaR Paragraph 30, Absatz 2, in Verbindung mit Paragraph 30 a,
Absatz 3, VWGG die aufschiebende Wirkung nicht zuerkannt.
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Mit den vor dem Verwaltungsgerichtshof (mit aullerordentlicher Revision) angefochtenen Erkenntnissen vom
27.07.2015 hat das Bundesverwaltungsgericht wie folgt zu Recht erkannt:

Die Beschwerden der Revisionswerber gegen die Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
25.06.2015 wurden gemal’ 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 Z 1 iVm. 34 Abs. 4 AsylG 2005, 8 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 idgF iVvm & 52
Abs. 2 Z 2 iVm. Abs. 9 FPG idgF, 88 55 und 57 AsylG 2005 idgF sowie8 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG als unbegriindet
abgewiesen.Die Beschwerden der Revisionswerber gegen die Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
vom 25.06.2015 wurden gemal3 Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit 34 Absatz 4,
AsylG 2005, Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG 2005 idgF in Verbindung mit Paragraph 52, Absatz 2, Ziffer 2, in
Verbindung mit Absatz 9, FPG idgF, Paragraphen 55 und 57 AsylG 2005 idgF sowie Paragraph 18, Absatz eins, Ziffer

eins, BFA-VG als unbegriindet abgewiesen.

Mit der dagegen eingebrachten aullerordentlichen Revision wird die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung

begehrt.

Gemal 8 30 Abs. 2 VWGG hat bis zur Vorlage der Revision das Verwaltungsgericht, ab Vorlage der Revision hat der
Verwaltungsgerichtshof jedoch auf Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss
zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende 6ffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwagung der berthrten
offentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit
der Ausubung der durch das angefochtene Erkenntnis eingerdumten Berechtigung fur den Revisionswerber ein
unverhaltnismaliger Nachteil verbunden ware. Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung bedarf nur dann einer
Begrindung, wenn durch sie Interessen anderer Parteien berihrt werden. Wenn sich die Voraussetzungen, die fur die
Entscheidung Uber die aufschiebende Wirkung der Revision malRgebend waren, wesentlich geandert haben, ist von
Amts wegen oder auf Antrag einer Partei neu zu entscheiden.Gemal Paragraph 30, Absatz 2, VwWGG hat bis zur Vorlage
der Revision das Verwaltungsgericht, ab Vorlage der Revision hat der Verwaltungsgerichtshof jedoch auf Antrag des
Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende o&ffentliche
Interessen entgegenstehen und nach Abwagung der berthrten oOffentlichen Interessen und Interessen anderer
Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der AuslUbung der durch das angefochtene
Erkenntnis eingerdumten Berechtigung fir den Revisionswerber ein unverhaltnismaRiger Nachteil verbunden ware.
Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung bedarf nur dann einer Begriindung, wenn durch sie Interessen anderer
Parteien berthrt werden. Wenn sich die Voraussetzungen, die fir die Entscheidung Gber die aufschiebende Wirkung
der Revision mafigebend waren, wesentlich gedndert haben, ist von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei neu zu
entscheiden.

Gemal § 30a Abs. 3 VWGG hat das Verwaltungsgericht Gber den Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung
unverzlglich mit Beschluss zu entscheiden.GemaR Paragraph 30 a, Absatz 3, VWGG hat das Verwaltungsgericht tber
den Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung unverziiglich mit Beschluss zu entscheiden.

Nach standiger Rechtsprechung hat der Verwaltungsgerichtshof im Verfahren Gber die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung die RechtmaRigkeit der angefochtenen Entscheidung nicht zu Gberprifen, sondern es ist -
wenn das in der Beschwerde (nunmehr: Revision) selbst erstattete Vorbringen nach der Aktenlage nicht etwa von
vornherein als zutreffend zu erkennen ist - zunachst von den Annahmen in der angefochtenen Entscheidung
auszugehen (vgl. etwa VwWGH vom 30. September 2013, AW 2013/04/0036, mwN). In diesem Sinne hat der
Verwaltungsgerichtshof auch bereits erkannt, dass eine aufschiebende Wirkung ZI. Ra 2014/04/0004-3 - zuzuerkennen
ist, wenn der Fehler in der angefochtenen Entscheidung nicht blof3 ein potentieller, sondern ein evidenter ist, mit
anderen Worten die Partei mit den Folgen eines offenkundig vorliegenden Fehlers der belangten Behdrde belastet
wurde (vgl. abermals den Beschluss vom 30. September 2013, AW 2013/04/0036, mit Verweis auf den Beschluss vom
10. Oktober 2002, AW 2002/08/0031).Nach standiger Rechtsprechung hat der Verwaltungsgerichtshof im Verfahren
Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung die Rechtmaligkeit der angefochtenen Entscheidung nicht zu
Uberprufen, sondern es ist - wenn das in der Beschwerde (nunmehr: Revision) selbst erstattete Vorbringen nach der
Aktenlage nicht etwa von vornherein als zutreffend zu erkennen ist - zundchst von den Annahmen in der
angefochtenen Entscheidung auszugehen vergleiche etwa VWGH vom 30. September 2013, AW 2013/04/0036, mwN).
In diesem Sinne hat der Verwaltungsgerichtshof auch bereits erkannt, dass eine aufschiebende Wirkung ZI. Ra
2014/04/0004-3 - zuzuerkennen ist, wenn der Fehler in der angefochtenen Entscheidung nicht bloR ein potentieller,
sondern ein evidenter ist, mit anderen Worten die Partei mit den Folgen eines offenkundig vorliegenden Fehlers der
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belangten Behorde belastet wirde vergleiche abermals den Beschluss vom 30. September 2013, AW 2013/04/0036, mit
Verweis auf den Beschluss vom 10. Oktober 2002, AW 2002/08/0031).

Gegenstandlich ist nach der Aktenlage von einem solchen offenkundig vorliegenden Fehler des
Bundesverwaltungsgerichts nicht auszugehen. Daher ist im vorliegenden Provisorialverfahren von den Annahmen der
angefochtenen Entscheidung auszugehen.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat die beschwerdefihrende (nunmehr
revisionswerbende) Partei - unabhangig vom Fehlen eines zwingenden o&ffentlichen Interesses - in ihrem Antrag zu
konkretisieren, worin fiur sie der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware (vgl dazu u. a. den hg. Beschluss eines
verstarkten Senates vom 25. Februar 1981, Slg Nr 10.381/A). Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwagung
vornehmen zu kdnnen, ist somit nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes erforderlich, dass die
revisionswerbende Partei schon in ihrem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus
welchen tatsachlichen Umstanden sich der von ihr behauptete unverhaltnismaRige Nachteil ergibt, es sei denn, dass
sich nach Lage des Falles die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres
erkennen lassen.Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat die beschwerdefihrende
(nunmehr revisionswerbende) Partei - unabhangig vom Fehlen eines zwingenden offentlichen Interesses - in ihrem
Antrag zu konkretisieren, worin fir sie der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware vergleiche dazu u. a. den hg.
Beschluss eines verstdrkten Senates vom 25. Februar 1981, Slg Nr 10.381/A). Um die vom Gesetzgeber geforderte
Interessenabwagung vornehmen zu kénnen, ist somit nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
erforderlich, dass die revisionswerbende Partei schon in ihrem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung
konkret darlegt, aus welchen tatsachlichen Umstanden sich der von ihr behauptete unverhaltnismaRige Nachteil
ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden

Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.
Dem Antrag war daher nicht stattzugeben.
Schlagworte

aufschiebende Wirkung - Entfall, auBerordentliche Revision
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